
nen empirisch belegen und theoretisch 
begründen, dass und warum die neo-
liberale oder neoklassische Theorie 
nicht funktioniert. 

Damit geraten sie in Kontrast zu den 
herrschenden ökonomischen Doktri-
nen. Man muss es in diesen Worten 
sagen, denn es handelt sich um ein 
Herrschaftswissen, das sich von fakti-
schen Befunden oder neuen Erkennt-
nissen in keiner Weise beeindrucken 
lässt. „Die Marktwirtschaft ist für libe-
rale Wirtschaftstheoretiker ganz offen-
sichtlich ein normatives Ideal, dem die 
Realität anzugleichen ist.“ Steinhardt 
muss es wissen. Er hat promoviert zum 
Thema „Was ist eigentlich eine Markt-
wirtschaft?“ Er hat sich damit im be-
stehenden Wirtschaftssystem wenig 
Freunde gemacht. Ein Netzwerk von 
Kaderschmieden kontrolliert Ausbil-
dungswege und Karrierechancen, so-
dass abweichende Meinungen niemals 
an entscheidende Positionen gelan-
gen. Auch Flassbeck hat dies hautnah 
erfahren. Er war in der ersten rot-grü-
nen Bundesregierung Staatssekretär 
unter Oskar Lafontaine, bis dieser nach 
einem halben Jahr zurückgetreten ist.

Sechzig bis siebzig Prozent der Expor-
te Chinas, so die Autoren, stammen in 
Wirklichkeit aus der nach China ausge-

„In den letzten Jahren hat sich eine Flut 
von Äußerungen über uns ergossen, 
die alle einen Tenor haben: Globalisie-
rung und Digitalisierung überfordern 
die Masse der Menschen. Sie verunsi-
chern die Bürger und Wähler, die sich 
daher vermehrt dem ‚Populismus‘ ver-
schreiben“, stellen Heiner Flassbeck 
und Paul Steinhardt im ersten Kapi-
tel ihres Buchs „Gescheiterte Globali-
sierung“ fest. Das liest sich dann so: 
„Richard David Precht, Philosoph, 
Weltversteher, Autor und Entertainer, 
wiederum hat die Digitalisierung ent-
deckt, die den Menschen die Arbeit 
nimmt. Er wird nicht müde, davor zu 
warnen, dass uns ungefähr übermor-
gen die Arbeit ausgehen wird.“ Die Au-
toren zitieren Richard Freeman von der 
Harvard University: „Sobald Roboter 
und Computer etwas billiger erledigen 
können, nehmen sie den Menschen die 
Jobs ab – außer, diese seien bereit, we-
niger Lohn zu akzeptieren.“ Die Antwort 
von Flassbeck und Steinhardt: „Das ist 
falsch“ – ein Wort, das in ihrem Buch 
mehr als einmal auftaucht.

Ähnlich verhält es sich mit der Glo-
balisierung. Der Freihandel sei 
gut, so die Grundvoraussetzung, 

die scheinbar keiner Begründung be-
darf. Gleichwohl scheint er fast zwangs-
läufig harte Einschnitte nach sich zu 
ziehen: „Arbeit müsse billiger und Ka-
pital teurer werden“, resümieren die Au-
toren das Mantra der Neoklassiker. „In-
flexible Löhne in den Industrieländern 
würden unweigerlich Arbeitslosigkeit 
nach sich ziehen, Verteilungskämpfe in 
den reichen alten Ländern würden das 
Kapital außer Landes treiben, weil es 
immer die Alternative gebe, sein Kapi-
tal in einem aufstrebenden Staat anzu-
legen.“ Sie räumen ein: „Vermutlich hat 
keine Theorie die internationale Diskus-

sion um die Folgen der Globalisierung 
so stark dominiert wie diese einfache, ja 
primitive Ableitung, die sich direkt aus 
der neoklassischen ‚Theorie‘ eines ‚Ar-
beitsmarktes‘ ergab.“ Doch diese The-
orie, die sie nur in Anführungszeichen 
als solche bezeichnen wollen, sei nicht 
zu halten.

„Es hätte nicht der Wahl eines Präsi-
denten Trump bedurft, um zu sehen, 
dass der ökonomische und politische 
Liberalismus, der die gesamte Welt in 
den vergangenen vierzig Jahren mehr 
als jede andere Idee geprägt hat, kläg-
lich gescheitert ist“, stellen Flassbeck 
und Steinhardt in der Einleitung fest: 
„Die Unzufriedenheit vieler Menschen, 
die in der Wahl eines offen reaktionä-
ren Präsidenten zum Ausdruck kam, 
belegt nicht nur die politische Unfähig-
keit des Liberalismus, die nötige Balan-
ce zwischen Freiheit und Gleichheit zu 
wahren, sondern viel mehr noch sei-
ne Unfähigkeit, die sozialen und wirt-
schaftlichen Zusammenhänge in kom-
plexen modernen Gesellschaften in 
ihrer Interaktion angemessen zu deuten 
und darauf basierend tragfähige politi-
sche Konzepte zu entwickeln.“

Die USA erheben Schutzzölle und die 
Europäische Union steht mit Italien 
vor der nächsten, noch größeren Zer-
reißprobe: Zeichen eines Scheiterns, 
das Flassbeck schon vor zwei Jahren 
vorausgesagt hat. Er war zehn Jahre 
lang Chefökonom der UN Conference 
on Trade and Development (Unctad). 
Steinhardt hat sieben Jahre in führen-
der Position für die Deutsche Bank ge-
arbeitet. Die Autoren wissen, wovon sie 
reden, haben die Zahlenwerke im Kopf 
und kennen viele Akteure weit reichen-
der wirtschaftspolitischer Entschei-
dungen. Sie treten nicht für ein anderes 
Wirtschaftssystem ein. Aber sie kön-
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lagerten Produktion westlicher Unter-
nehmen. Zwingt diese Verlagerung aber 
in den hoch entwickelten Ländern zum 
Lohnverzicht? Nein, sagen Flassbeck 
und Steinhardt: Die Löhne in China sind 
nur deshalb so niedrig, weil sich anders 
der viel effizienteren Hochtechnologie 
der westlichen Länder nicht Paroli bie-
ten lässt. Mit anderen Worten: ein Ar-
beiter in Deutschland verdient zwar viel 
mehr, aber entscheidend sind nicht die 
Löhne allein, sondern die Lohnstück-
kosten. Die aber sind, so Flassbeck und 
Steinhardt „der Spiegel der Produk-
tivität, die wiederum auf dem erwirt-
schafteten Kapitalstock eines Landes 
beruht.“ Die Behauptung, die hohen 
Löhne würden die Exportchancen der 
deutschen Wirtschaft schwächen, trifft 
angesichts der hohen Exportraten of-
fenkundig nicht zu. Ebenso absurd ist 
es, einen befürchteten Arbeitsplatzver-
lust aufgrund der Digitalisierung durch 
einen Lohnverzicht kompensieren zu 
wollen, denn die Digitalisierung erhöht 
die Produktivität, steigert also das Ein-
kommen einer Gesellschaft.

Das Gegenteil wäre richtig: Insbesonde-
re Deutschland betreibt seit der Regie-
rung Schröder eine Niedriglohnpolitik, 
die für einen Großteil der gegenwärti-
gen Krisen verantwortlich ist. Sie führt 
zu einem hohen Handelsbilanzüber-
schuss, der für Deutschland bedeutet, 
dass sich immer mehr Kapital ansam-
melt, das aber wiederum nur in den Ex-
port investiert werden kann, da wegen 
der niedrigen Löhne die Binnennachfra-
ge fehlt. Die anderen EU-Länder weisen 
dagegen entsprechende Handelsbi-
lanzdefizite auf, denn es können nicht 
alle zugleich mehr verkaufen als kau-
fen. Die dank der hohen Produktivität 
und der niedrigen Löhne konkurrenzlo-
sen deutschen Produkte fahren insbe-
sondere die südeuropäischen Länder 
der EU an die Wand, da die Konstruk-
tion des Euro zugleich verhindert, dass 
diese ihre Währung abwerten können.

Das Buch richtet sich nicht unbedingt 
an den Laien, die ökonomische Beweis-
führung erfordert Grundkenntnisse in 
den Wirtschaftswissenschaften oder 

zumindest den Willen, sich durchzu-
beißen, wenn auch Kurvendiagramme 
das Verständnis erleichtern. Flassbeck 
und Steinhardt lassen einige Grundan-
nahmen der neoliberalen Lehre über-
haupt nicht gelten: Der Arbeitsmarkt ist 
kein Markt, sagen sie, weil es Macht-
verhältnisse gibt, die das viel beschwo-
rene freie Spiel der Kräfte verhindern. 
Es entsteht eine funktionslose globa-
le Ungleichheit: auf der einen Seite Ar-
mut, auf der anderen enorme Gewinne, 
und die Politik treibt diese Entwicklung 
nur weiter voran: „Der Staat halbierte 
in den vergangenen zwanzig Jahren  in 
Deutschland die Steuern für die Unter-
nehmen, […] gleichzeitig liefen die Un-
ternehmensgewinne gut, weil der Ex-
portkanal offenstand. Es entstand ein 
gewaltiger Billiglohnsektor, die soziale 
Unterstützung wurde drastisch redu-
ziert.“ Der Liberalismus versagt auch 
global: Die Finanzmärkte produzieren 
falsche Preise, sagen die Autoren, wie 
sich unter anderem an der Finanzspe-
kulation und Rohstoffpreisen zeigt.

Was also wäre zu tun? Als erstes müss-
ten die Staaten aufhören zu sparen, 
denn die falsche Gleichsetzung von 
Staatshaushalt, Privathaushalten und 
Unternehmenshaushalten führt zum 
einen dazu, dass alle nur noch sparen 
wollen, was aber in Wirklichkeit nicht 
geht, da Geld nur angelegt werden kann, 
wenn auch jemand Kredite aufnimmt, 
also sich verschuldet. Zum anderen 
zeigt das Versagen der neoklassischen 
Modelle, dass die Wirtschaft eben nicht 
am besten funktioniert, wenn sie kei-
nerlei Einschränkungen unterworfen 
ist, sondern im Gegenteil einer staatli-
chen Regulierung bedarf. Jegliches Wirt-
schaftgeschehen braucht Regeln, die 
nur die – möglichst demokratisch legiti-
mierten – Staaten setzten können.

Dies kann nur auf der Ebene des Natio-
nalstaats geschehen. Auch wenn Flass-
beck und Steinhardt keinerlei Sympa-
thien mit nationalistischen Tendenzen 
zeigen, lässt die nüchterne Analyse kei-
ne andere Folgerung zu, da gerade das 
freie Spiel der Kräfte, also die Spekula-
tion auf den Finanz-, Rohstoff-, Immobi-

lien- und weiteren Märkten die gegen-
wärtige Krise erst herbeigeführt hat. 
Der Staat kann und darf Geld drucken, 
sagen sie, er kann auch Präferenzen 
setzen, zum Beispiel für den Umwelt-
schutz, der im freien Spiel der Kräfte 
zu kurz kommt. Erfolge lassen sich hier 
aber nur im globalen Maßstab erzielen. 
Wenn beispielsweise nur einige Länder 
auf Erdöl verzichten, werden die Preise 
auf dem Weltmarkt fallen und andere 
Länder konsumieren umso mehr. Erst 
wenn alle zusammen beschließen, den 
Verbrauch fossiler Brennstoffe einzu-
schränken, kann es Fortschritte geben. 
Dazu braucht es internationale Verein-
barungen, und wer könnte diese treffen 
wenn nicht Nationalstaaten?

Den Befürchtungen, ein ökologischer 
Wandel könnte eine Rezession und 
Arbeitsplatzverluste nach sich ziehen, 
erteilen Flassbeck und Steinhardt eine 
klare Absage. In ihrer Analyse handelt 
es sich schlicht um einen Strukturwan-
del, der immer mit Verlusten – etwa 
der Mineralölwirtschaft – aber ebenso 
mit Gewinnen in anderen Wirtschafts-
zweigen verbunden ist. Sie plädieren 
für demokratische Prozesse: Den Ruf 
nach dem starken Mann halten sie für 
ebenso gefährlich wie einen Abschied 
vom Staat. Vielmehr müsste Staat mit 
den Mitteln der Wirtschaftspolitik, 
etwa mit Steuern oder Subventionen, 
das Wirtschaftsgeschehen im Sinne 
des Gemeinwohls steuern, ob es um 
eine Daseinsvorsorge oder um die 
Energiewende geht. 
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